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Satzung 

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen 
für den 2. Bauabschnitt der Immissionsschutzanlage im Bebauungsplangebiet 

Ziegelberg-Süd in Helmstedt 
 
 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit den §§ 10, 58 und 111 
des Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) sowie gemäß § 10 der 
Erschließungsbeitragssatzung der Stadt Helmstedt in den derzeit geltenden Fassungen hat 
der Rat der Stadt Helmstedt in seiner Sitzung am 18.12.2018 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Das Bebauungsplangebiet und die Errichtung einer Immissionsschutzanlage sind mit dem am 
18.12.2009 beschlossenen Bebauungsplan Ziegelberg-Süd festgesetzt worden. 
 
 

§ 2 
 
Die räumliche Ausdehnung des 2. Bauabschnittes des Baugebietes sowie die 
schalltechnischen Auswirkungen der Immissionsschutzanlage werden definiert durch den 
Lageplan Straßenbau der Planungsgemeinschaft Ziegelberg vom 09.06.2015 -14990/ 11A - 
sowie die schalltechnischen Gutachten des TÜV NORD Umweltschutz vom 25.11.2008 und 
03.09.2009 in Verbindung mit dem Bebauungsplan Ziegelberg – Süd. Der Lageplan sowie der 
Schallimmissionsplan vom 11.02.2010 (Anlage) sind Bestandteile dieser Satzung. Für die 
exakte Abgrenzung ist das Ergebnis der amtlichen Vermessung maßgebend. 
 
 

§ 3 
 
Der 2. Bauabschnitt der Immissionsschutzanlage wird in Form eines Erdwalles errichtet. Sie 
ist endgültig hergestellt, wenn sie in allen ihren Bestandteilen entsprechend dem 
Bauprogramm zum 1. Bauabschnitt ausgeführt ist und ihre Flächen im städtischen Eigentum 
stehen. 
 
 

§ 4 
 
1. Die Immissionsschutzanlage ist als selbständige Erschließungsanlage im Sinne von  

§ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB im gesamten Umfang beitragsfähig. 
 
 
2. Die Stadt Helmstedt trägt gemäß § 129 Absatz 1 BauGB 10 v. H. des beitragsfähigen 

Erschließungsaufwandes. 
 
 

§ 5 
 
Erschlossen sind die Grundstücke, die durch die Immissionsschutzanlage eine Schallpegel-
minderung von mind. 3 dB(A) erfahren.  
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§ 6 
 
1. Der umlagefähige Erschließungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke nach 

deren Flächen verteilt. § 6 der Erschließungsbeitragssatzung vom 30.05.2000 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass Geschosse, deren Oberkante höher liegt als die 
Oberkante der Immissionsschutzanlage, bei der Aufwandsverteilung unberücksichtigt 
bleiben. 

 
2. Für die durch die Immissionsschutzanlage erschlossenen Grundstücke, die eine 

Schallpegelminderung von mind. 6 dB(A) erfahren, werden die in § 6 Abs. 3 der 
Erschließungsbeitragssatzung vom 30.05.2000 genannten Nutzungsfaktoren erhöht. 
Der Zuschlag beträgt bei einer Schallpegelminderung von 

a) ab 6 dB(A) 25 v.H. 

b) ab 9 dB(A) 50 v.H. 

c) ab 12 dB(A) 75 v.H. 
 
 Bei unterschiedlichen Schallpegelminderungen bemisst sich der Zuschlag nach der 

höchsten Minderung. 
 
 

§ 7 
 

Der Bürgermeister der Stadt Helmstedt kann nach Maßgabe des § 133 Absatz 3 Satz 5 BauGB 
Verträge zur Ablösung des Erschließungsbeitrages im Ganzen vor Entstehen der sachlichen 
Beitragspflicht schließen. Der Betrag bemisst sich nach der Höhe des voraussichtlich 
entstehenden Erschließungsbeitrages. Die Berechnung erfolgt auf der Grundlage der zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses vorliegenden Schätzung des voraussichtlichen 
Erschließungsaufwandes nach Maßgabe der gesetzlichen Grundlagen und Bestimmungen 
dieser Satzung. 
 
 

§ 8 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 
 
 
Helmstedt, den 18.12.2018 
 
 
gez. Wittich Schobert   (S.) 
 
Bürgermeister 
 
 
 
Anlage 


